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2880 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 

Bundesra tes 

Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 

über den Gese tzesbeschluß des Na tionalra tes vom 18. Ok to­

ber 1984 betreffend ein Bundesgesetz über die Förderung 

der Verbesserung und Erhaltung von Wohnhäusern, Wohnungen 

und Wohnheimen sowie zur Änderung des Stad terneuerungs­

gesetzes und des Startwohnungsgesetzes (Wohnhaussanierungs­

gese tz - WSG) 

Auf Grundlage dieses Gesetzesbeschlusses des National­

ra tes sollen die Länder die Sanierung von Wohnhäusern, 

Wohnungen und Wohnheimen fördern. Ein Wohnhaus im Sinne 

dieses Gese tzesbeschl usses is t ein Gebäude, dessen Ge­

samtnutzfläche mindestens zur Hälfte Wohnzwecken dient 

und in dem mindestens die Hälfte der Wohnungen eine 

Nu tzf läche von höchs tens 150 m 2 ha t. Eine Wohnung im 

Sinne des gegens tändlichen Gese tzesbeschlusses is teine 

solche mi t einer Nu tzf läche von höchs tens 150 m2 Ein 

Wohnheim ist ein zur Befriedigung des regelmäßigen Wohn­

bedürfnisses seiner Bewohner bes timmtes Heim, das neben 

den Wohn- oder Schlafräumen auch die für die Verwal tung 

und für die Un terbringung des Personals erforderlichen 

Räume und allenfalls auch gemeinsame Küchen-, Speise-, 

Aufenthalts- und zur vorübergehenden Unterbringung von 

Heimbewohnern bestimmte Krankenräume wie allenfalls 

gemeinsame sanitäre Anlagen enthält. Die Förderungsmittel 

sollen durch Leis tungen des Bundes und der Länder sowie 

aufgrund des Kapi tal versicherungs-Förderungsgesetzes 

oder sonstiger Förderungsmaßnahmen, durch Rückflüsse, 

durch Erträgnisse aus Förderungsmitteln und durch Widmung 

von den Ländern gemäß § 7 Wohnbauförderungsgesetz 1984 

zur Verfügung stehenden Förderungsmitteln für Zwecke 

dieses Gesetzesbeschlusses aufgebracht werden. 

Eine Förderung soll nur dem Eigentümer des Gebäudes, 

dem Bauberech tig ten oder dem nach dem Mie trech tsgese tz bzw. 
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dem Wohnungsgemeinnützigkei tsgesetz bes tell ten Verwal ter, 

bei Sanierungsmaßnahmen innerhalb einer wohnung auch dem 

Wohnungsinhaber, gewährt werden. Dem Wohnungsinhaber darf 

zur Sanierung seiner Wohnung eine Förderung jedoch nur 

gewährt werden, wenn das jährliche Einkommen eine bestimmte 

Höchs tgrenze nich t übers teig t. Die Förderung kann bes tehen 

in einer Gewährung von Darlehen, in der Gewährung von Annui­

tä tenzuschüssen und Zinsenzuschüssen , in der Übernahme 

der Bürgschaf t und in der Gewährung von Wohnbeihilfe . Der 

Gese tzesbeschluß des Na tionalra tes en thäl t ferner Bes timmun­

gen über die förderungswürdigen Objek te, die Sanierungsmaß­

nahmen und Verfahrensvorschrif ten. Wei ters wird fes tgehal­

ten, daß Vereinbarungen über die Erhöhung des Hauptrnietzin­

ses zur Deckung der auf den Mietgegenstand entfallenden 

Kos ten von Sanierungsmaßnahmen zulässig sind, hiebei jedoch 

das zum Decken der Kos ten notwendige Ausmaß nich t übers tie­

gen werden darf. Darüber hinaus"enthält der Gesetzesbeschluß 

Novellen zum Stad terneuerungs- und zum Star twohnungsgese tz . 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständliche Vorlage 

in seiner Sitzung vom 24. Oktober 1984 in Verhandlung genom­

men. Der Antrag des Berichterstatters, Einspruch zu erheben, 

wurde mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirtschafts­

ausschuß somi t den An trag, der Bundesra t wolle beschließen: 

den Gese tzesbeschluß des Na tionalra tes vom Gegen 

18. ük tober 1984 betreffend ein Bundesgesetz über die Förde-

rung der Verbesserung und Erhal tung von Wohnhäusern, Wohnun­

gen und Wohnheimen sowie zur Änderung des Stadterneuerungsge­

se tzes und des S tartwohnungsgese tzes (Wohnhaussanierungsge-

se tz WSG), wird mi t der angeschlossenen Begründung, Ein- ./ . 

spruch erhoben. 

Wien, 1984 10 24 

Hol z i n ger Leopoldine P 0 h I 

Obmanns tell ver tre ter 
Berich ters ta tter 
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Beg r ü n dun g 

zum vorn Wir tschaf tsausschuß bean trag ten Einspruch des 

Bundesra tes gegen den Gese tzesbeschluß des Na tionalra tes 

vorn 18. Oktober 1984 betreffendein Bundesgesetz über die 

Förderung der Verbesserung und Erhal tung von Wohnhäusern, 

Wohnungen und Wohnheimen sowie zur Änderung des Stadterneu­

erungsgese tzes und des Star twohnungsgese tzes (Wohnhaussa­

nierungsgesetz - WSG) 

Die von der sozialistischen Koalition beschlossenen Wohnungs­

gesetze bringen für die Bevölkerung eine neue Belastungs-

welle - die dritte nach dem Mallorca-Paket und der Pensions­

belastung -, sie sind eigenturnsfeindlich und antiföderalistisch. 

Das Wohnhaussanierungsgesetz bringt eine zusätzliche Be­

lastung, weil die Rückzahlung von Darlehen des Wohnhaus­

wiederaufbaufonds teurer wird. Nicht aber das Kapital wird 

schneller zurückgeholt, sondern die Darlehensnehmer dieser 

im Krieg zerstörten und meist schon wieder renovierungsbe­

dürftigen Häuser werden mit Zinsen belastet. 

Das Wohnhaussanierungsgesetz ist eigentumsfeindlich, weil 

auch - wie im Wohnbauförderungsgesetz 1984 - den Ländern 

die Meistbegünstigung der Miete bei der Wohnbeihilfe vorge­

schrieben wird. Das heißt, für Eigentumswohnungen und Eigen­

heime dürfen die Länder nur nachteiligere Bedingungen ver­

ordnen. 

Das Wohnhaussanierungsgesetz ist antiföderalistisch, weil 

es den Ländern vorschreibt, Wohnbeihilfen zu zahlen, die 

durch Kostensteigerungen des Bund~s verursacht werden und 

weil der Bund die Mietzinsbeihilfen eingefroren hat und 

die Länder auf Kosten der Mittel für den Neubau oder die 

Sanierung die Differenz. auf die Wohnbeihilfe zahlen müssen. 
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Das Wohnhaussanierungsgesetz wird aber darüber hinaus totes 

Recht bleiben, weil weder deroFinanzminister bereit war, 

die notwendigen flankierenden steuerlichen Maßnahmen, noch 

der Justizminister die erforderlichen Mietrechtsänderungen 

vorzunehmen. Der Finanzminister hat abgelehnt, Sanierungs­

maßnahmen steuerlich genauso zu berücksichtigen, wie bei 

der Errichtung einer neuen Wohnung. Im Bereich des Mietrechtes 

ist völlig ungeklärt, wer etwa die Kosten zu tragen hat, wenn 

eine Erhaltungsmaßnahme über eine längere Zei~ als 10 Jahre 

finanziert werden muß. Es ist aber auch ungeklärt, welche 

Duldungspflichten etwa ein Mieter hinnehmen muß und welche 

Rechte er andererseits hat. Es ist ungeklärt, wer etwa für 

Ab- oder Umsiedlungskosten während der Sanierung aufkommen 

muß. All diese Fragen müssen künftig erst von den Gerichten 

entschieden werden und die Mieter müssen nicht nur die Prozeß­

kosten tragen, sondern die notwendigen. Sanierungen werden 

weiterhin verzögert. 

Die sozialistische Koalition war aber auch nicht 

bereit, für die Dorferneuerung in österreich vorzusorgen. 

Der Bundesrat lehnt das Wohnhaussanierungsgesetz ab und 

erhebt gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 

Einspruch. 
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